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Haushaltsbegleitgesetz 2017

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2017 werden gesetzliche Änderungen, die zur
Umsetzung verschiedener im Entwurf des Staatshaushaltsplans 2017 enthaltener
Maßnahmen notwendig sind, in einem Artikelgesetz zusammengefasst.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit der Änderung des KIT-Gesetzes wird das Karlsruher Institut für Technologie
den übrigen Hochschulen des Landes bezüglich der Ausschreibung von Junior-
professuren gleichgestellt.

Durch die Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes (LHGebG) wird der
Verwaltungskostenbeitrag, mit dem sich die Studierenden an den Kosten des Lan-
des und der Hochschulen für ihre Verwaltung und Betreuung beteiligen, erhöht.

Mit der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) werden ab dem Jahr 2017

–  die Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen geändert, 

–  die Mittel für den Kommunalen Investitionsfonds zu Lasten der Kommunalen
Investitionspauschale erhöht,

–  der finanzielle Ausgleich für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungs -
gesetz und dem Verwaltungsstruktur-Reformgesetz übertragenen Aufgaben an
aktuelle Entwicklungen angepasst,

–  eine hälftige kommunale Beteiligung an den Hilfen nach schweren Naturereig-
nissen und Unglücksfällen umgesetzt.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
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C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die Änderung des KIT-Gesetzes ist kostenneutral. 

Aufgrund der Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrags der Studierenden nach 
§ 12 LHGebG wird mit Gebührenmehreinnahmen im Jahr 2017 von zirka drei
Millionen Euro, ab 2018 von zirka sechs Millionen Euro jährlich gerechnet. 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes:

Die Leistungen des Landes an die Kommunen werden im Vergleich zu den An-
sätzen der mittelfristigen Finanzplanung 2015 bis 2019 in den Jahren 2017 und
2018 um jeweils 200 Millionen Euro und ab 2019 um 230 Millionen Euro jährlich
reduziert. Dabei sind der Beitrag des Landes zu den Integrationsausgaben der Ge-
meinden für die Bewältigung der Sondersituation aus den Flüchtlingszugängen
des Jahres 2015 in Höhe von 30 Millionen Euro in den Jahren 2017 und 2018 und
die Ausgleichsleistungen des Landes zu den Mehraufwendungen der Stadt- und
Landkreise bei der Aufgabenerledigung als untere staatliche Verwaltungsbehör-
den in Höhe von 20 Millionen Euro ab dem Jahr 2017 berücksichtigt.

Zur Abgeltung der Ausgleichspflicht des Landes für die kommunalen Gesund-
heitskonferenzen nach dem Landesgesundheitsgesetz werden die Zuweisungen
nach § 11 Absatz 5 FAG ab dem Jahr 2017 um weitere zwei Millionen Euro er-
höht. 

Zum Ausgleich der nach § 62 des Asylgesetzes außerhalb des Finanzausgleichs-
gesetzes vergüteten Gesundheitsuntersuchungen von Flüchtlingen, Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern werden die Zuweisungen nach § 11 Absatz 4 FAG ab
dem Jahr 2017 um einen Betrag von 570 000 Euro reduziert.

Die Dynamisierungsregelung für die Zuweisungen für die mit dem Sonderbehör-
den-Eingliederungsgesetz übertragenen Aufgaben wird an die Personalkostenent-
wicklung angepasst, statt wie bisher an die Steuerkraftentwicklung. Dies führt
beim Land zu sinkenden Ausgaben. 

Die hälftige Beteiligung der Kommunen an im Bedarfsfall entstehenden Ausga-
ben für Hilfen nach schweren Naturereignissen und Unglücksfällen führt beim
Land zu Minderausgaben von bis zu 15 Millionen Euro.

Die Erhöhung des Kommunalen Investitionsfonds um 35 Millionen Euro auf 
865 Millionen Euro ab dem Jahr 2017 ist für das Land finanzneutral.

E .  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Die Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrags nach § 12 LHGebG von derzeit 
60 Euro auf 70 Euro für jedes Semester erbringt bei dem derzeitigen Stand der
Studierendenzahl jährliche Mehreinnahmen von zirka sechs Millionen Euro für
den Landeshaushalt, die von den Studierenden getragen werden. 

Im Übrigen entstehen keine Kosten für Private.
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Staatsministerium                                                    Stuttgart, 29. November 2016
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2017
mit Begründung. Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Der
Bericht der Gemeinsamen Finanzkommission wird nachgereicht. Federführend ist
das Ministerium für Finanzen zuständig.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Haushaltsbegleitgesetz 2017

Artikel 1

Änderung des KIT-Gesetzes

Das KIT-Gesetz vom 14. Juli 2009 (GBl. S. 317, 318),
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. April
2014 (GBl. S. 99, 167) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 13 Absatz 2 Satz 2, § 17 Absatz 4 Satz 3 und Ab-
satz 5 Satz 1 werden jeweils die Wörter „Finanz- und
Wirtschaftsministeriums“ durch das Wort „Finanzmi-
nisteriums“ ersetzt.

2. In § 14 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 48 Absatz 2
Satz 4 LHG“ durch die Angabe „§ 48 Absatz 1 Satz 4
LHG in der Fassung nach Inkrafttreten des 3. HRÄG“
ersetzt. 

3. § 20 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

    a) In Satz 3 werden nach der Angabe „§§ 42 und 43“
die Wörter „ , des § 48 Absatz 1 Satz 4“ eingefügt. 

    b) Es wird folgender Satz angefügt: 

        „§ 48 Absatz 2 Satz 4 LHG in der Fassung bis zum
Inkrafttreten des 3. HRÄG findet keine Anwen-
dung.“

Artikel 2

Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes

In § 12 Absatz 2 Satz 1 des Landeshochschulgebühren-
gesetzes vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1, 56), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GBl. 
S. 99, 167) geändert worden ist, werden die Angabe „60
Euro“ durch die Angabe „70 Euro“, die Angabe „120 Eu-
ro“ durch die Angabe „140 Euro“ ersetzt und die Wörter
„ ; bei Trimestereinteilung beträgt der Verwaltungskos -
tenbeitrag für jedes Trimester 40 Euro“ gestrichen.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

5

Artikel 3

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung vom 1. Ja -
nuar 2000 (GBl. S. 14), das zuletzt durch Artikel 73 des
Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 1233)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

     a) In Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter „565 Mil-
lionen Euro im Jahr 2014, 540 Millionen Euro in
den Jahren 2015 und 2016 und 240 Millionen Euro
ab dem Jahr 2017“ durch die Wörter „861 Millio-
nen Euro im Jahr 2017, 771 Millionen Euro im Jahr
2018 und 711 Millionen Euro ab dem Jahr 2019“
ersetzt.

     b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

          „2. 85,13 Prozent des Aufkommens der Finanz-
ausgleichsumlage.“

2. § 1 b wird wie folgt gefasst:

                                              „§ 1 b 

                   Aufteilung der Finanzausgleichsmasse

     Die Finanzausgleichsmasse wird verwendet

     1. für Vorwegentnahmen nach § 2 und für Zuwei-
sungen nach den §§ 5, 7 a und 8 (Finanzaus-
gleichsmasse A) zu 80,95 Prozent;

     2. für die Förderung von Investitionen der Gemein-
den und Gemeindeverbände und für den Aus-
gleichstock nach § 13 (Finanzausgleichsmasse B)
zu 19,05 Prozent.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

     a) In Nummer 1 wird die Angabe „und 4“ ge -
strichen.

     b) Der Punkt am Ende von Nummer 12 wird durch
ein Semikolon ersetzt.

     c) Es wird folgende Nummer 13 angefügt:

          „13. 50 Prozent des Betrags, den das Land für Hil-
fen nach schweren Naturereignissen und Un-
glücksfällen an Kommunen und Private gewährt.
Zur Gewährung der Hilfen erlässt das Innenminis -
terium eine Verwaltungsvorschrift.“

4. In § 3 a Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „830
Millionen Euro“ durch die Wörter „865 Millionen
Euro“ ersetzt.
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5. In § 7 Absatz 2 Satz 1, § 9 Nummer 1 und § 10 Ab-
satz 2 werden die Wörter „Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums“ durch das Wort „Finanzministeriums“
ersetzt.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

     a) Absatz 4 Sätze 2 und 3 werden wie folgt ge fasst
und folgender Satz 4 angefügt:

          „Die Zuweisungen betragen im Jahr 2017 132,53
Millionen Euro. Der Zuweisungsbetrag verändert
sich in den Folgejahren zu 60 Prozent ent -
sprechend der Entwicklung der Be soldung einer
Beamtin beziehungsweise eines Beamten in der
Besoldungsgruppe A 10 und zu 40 Prozent ent-
sprechend der Entwicklung des Entgelts einer be-
ziehungsweise eines Beschäftigten beim Land in
der Entgeltgruppe 10 nach dem Tarifvertrag für
den öffentlichen Dienst der Länder. Die Zuwei-
sungen werden auf die einzelnen Stadt- und Land-
kreise wie folgt aufgeteilt:

          Kreis Prozent
                    ______________________________________________________________

          Stuttgart, Stadtkreis 7,75
          Böblingen 2,78
          Esslingen 3,98
          Göppingen 2,08
          Ludwigsburg 3,62
          Rems-Murr-Kreis 3,08
          Heilbronn, Stadtkreis 1,60
          Heilbronn, Landkreis 2,64
          Hohenlohekreis 1,13
          Schwäbisch Hall 1,90
          Main-Tauber-Kreis 1,50
          Heidenheim 1,36
          Ostalbkreis 2,79
          Baden-Baden, Stadtkreis 0,46
          Karlsruhe, Stadtkreis 1,24
          Karlsruhe, Landkreis 4,64
          Rastatt 2,10
          Heidelberg, Stadtkreis 0,70
          Mannheim, Stadtkreis 4,69
          Neckar-Odenwald-Kreis 1,52
          Rhein-Neckar-Kreis 4,76
          Pforzheim, Stadtkreis 0,51
          Calw 1,36
          Enzkreis 2,22
          Freudenstadt 1,18
          Freiburg, Stadtkreis 0,78
          Breisgau-Hochschwarzwald 3,51
          Emmendingen 1,44
          Ortenaukreis 4,06
          Rottweil 1,58
          Schwarzwald-Baar-Kreis 2,15
          Tuttlingen 1,45
          Konstanz 2,13
          Lörrach 2,18
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          Waldshut 1,72
          Reutlingen 2,46
          Tübingen 1,79
          Zollernalbkreis 1,66
          Ulm, Stadtkreis 0,75
          Alb-Donau-Kreis 2,56
          Biberach 1,55
          Bodenseekreis 1,88
          Ravensburg 3,16
          Sigmaringen 1,60
                    ______________________________________________________________

          Summe 100,00.“

     b) Absatz 5 Satz 6 wird wie folgt gefasst:

          „Der sich nach den Sätzen 2 bis 5 ergebende Zu-
weisungsbetrag erhöht sich ab dem Jahr 2017 um
37,37 Millionen Euro; er wird entsprechend der
Regelung nach Satz 3 dynamisiert.“

7. § 13 wird wie folgt geändert:

     a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Das Innen-
ministerium und das Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium“ durch die Wörter „Das Ministerium für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz und das
Finanzministerium“ ersetzt.

     b) In Absatz 4 werden die Wörter „Innenministeri-
ums und des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums“ durch die Wörter „Ministeriums für Länd -
lichen Raum und Verbraucherschutz und des Fi-
nanzministeriums“ ersetzt.

8. In § 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 wird das Wort
„Innenministerium“ durch die Wörter „Ministerium
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz“ er-
setzt.

9. In § 15 Absatz 3 Satz 2 und in § 17 Absatz 2 Satz 1
und Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Finanz- und
Wirtschaftsministeriums“ jeweils durch das Wort
„Finanzministeriums“ ersetzt.

10. § 19 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

     a) In Satz 1 werden die Wörter „§ 76 Absatz 2 Satz 4“
durch die Wörter „§ 76 Absatz 2 Sätze 2 und 3“
ersetzt.

     b) In Satz 2 werden die Wörter „Finanz- und Wirt-
schaftsministeriums“ durch das Wort „Finanzmi-
nisteriums“ ersetzt.

11. § 20 Satz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

     „2. in heilklimatischen Kurorten, Kneippheilbädern,
Kneippkurorten, Orten mit Heilquellen- oder
Moor(Peloid)-Kurbetrieb und den Orten mit
Heilstollen-Kurbetrieb 1,5-fach“
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12. In § 25 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Ministe-
riums für Verkehr und Infrastruktur“ durch das Wort
„Verkehrsministeriums“ ersetzt.

13. § 27 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

     „Das Verkehrsministerium, das Innenministerium
und das Finanzministerium legen die Grundsätze für
die Verteilung der Zuschüsse fest.“

14. In § 29 a Satz 2 werden die Wörter „Finanz- und
Wirtschaftsministeriums“ durch das Wort „Finanz-
ministeriums“ ersetzt.

15. § 29 b Absatz 2 wird wie folgt geändert:

     a) Satz 2 wird gestrichen.

     b) Im bisherigen Satz 3 werden die Wörter „ab dem
Jahr 2015“ gestrichen. 

16. § 29 c wird wie folgt geändert:

     a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

          „(1) Das Land fördert die Betriebsausgaben der
Kleinkindbetreuung in Tageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege. Dabei trägt das Land unter
Einbeziehung der Bundesmittel zur Betriebskos -
tenförderung nach dem Kinderförderungsgesetz
68 Prozent der Betriebsausgaben. Die Mittel sind
zweckgebunden zu verwenden.“ 

     b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

          aa) Satz 2 wird gestrichen. 

          bb) Im bisherigen Satz 3 werden die Wörter „Ab
dem Jahr 2015“ durch das Wort „Dabei“ er-
setzt.

17. Nach § 29 c wird folgende Unterabschnittsüberschrift
und folgender § 29 d eingefügt:

                          „I. Integrationslastenausgleich

                                             § 29 d

                       Förderung der Integration und der 
               Betreuung von unbegleiteten minderjährigen 
                        Ausländerinnen und Ausländern

     (1) Das Land beteiligt sich an den auf den hohen
Flüchtlingszugängen im Jahr 2015 beruhenden Inte-
grationslasten der Gemeinden mit pauschalen Zuwei-
sungen. Die Zuweisungen betragen in den Jahren
2017 und 2018 jeweils 90 Millionen Euro. Sie wer-
den im Verhältnis der zum 15. September des laufen-
den Jahres aus den Flüchtlingszugängen des Landes
im Jahr 2015 nachweislich in der jeweiligen Gemein-
de in der Anschlussunterbringung befindlichen Per-
sonen zuzüglich der Personen, die infolge des Fami-
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liennachzugs gefolgt sind, verteilt. Zur Berücksichti-
gung haben die jeweiligen Gemeinden die Zahlen zu
erheben. Die Stadt- und Landkreise melden in Ab-
stimmung mit den kreisangehörigen Gemeinden die
Zahlen bis zum 15. Oktober des laufenden Jahres
dem Statistischen Landesamt. Nachträgliche Anpas-
sungen der übermittelten Daten sind nur in begründe-
ten Fällen bis zum 31. Dezember des laufenden Jah-
res zulässig.

     (2) Das Land fördert die Betreuung unbegleiteter
minderjähriger Ausländerinnen und Ausländer über
die Kostenerstattung des § 89 d des Achten Buches
Sozialgesetzbuch hinaus. Dazu erhalten die Stadt-
und Landkreise ab dem Jahr 2017 elf Millionen Euro
jährlich. Soweit nach § 5 Kinder- und Jugendhilfege-
setz Baden-Württemberg kreisangehörige Gemein-
den zu örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
bestimmt sind, leitet der Landkreis, in dessen Kreis-
gebiet sich die Gemeinde befindet, die Zuweisungen
unverzüglich anteilig weiter. Die Zuweisungen wer-
den im Verhältnis der Einwohnerzahlen verteilt;
maßgebend ist die Fortschreibung des Bevölkerungs-
standes nach § 30 Absatz 1 zum 30. Juni des jeweili-
gen Vorjahres.“

18. In § 30 Absatz 2 Nummer 3 werden die Wörter „so-
wie den Bezirksstellen für Asyl“ gestrichen.

19. In § 32 Absatz 1 wird die Angabe „29 c“ jeweils
durch die Angabe „29 d“ ersetzt.

20. § 33 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

     a) In Nummer 3 wird nach der Angabe „21“ das
Komma gestrichen.

     b) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Jahres“ ein
Komma eingefügt.

     c) Es wird folgende Nummer 5 angefügt:

          „5. § 29 d am 10. Dezember“

21. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Finanz-
und Wirtschaftsministeriums“ durch das Wort „Fi-
nanzministeriums“ ersetzt.

22. Das Inhaltsverzeichnis ist entsprechend anzupassen.

Artikel 4

Inkrafttreten, Übergangsvorschrift

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in
Kraft. § 12 Absatz 2 Satz 1 des Landeshochschulge-
bührengesetzes in der Fassung des Artikel 2 dieses Ge-
setzes findet erstmals für das Winter- oder Herbstsemes -
ter 2017/2018 oder an der Dualen Hochschule für das
Studienjahr 2017/2018 Anwendung.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage

a) Änderung des KIT-Gesetzes

Mit der Änderung des KIT-Gesetzes wird das Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) den übrigen Hochschulen des Landes bezüglich der Ausschreibung von Ju-
niorprofessuren gleichgestellt.

b) Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes (LHGebG)

Durch die Änderung des LHGebG wird der Verwaltungskostenbeitrag, mit dem
sich die Studierenden an den Kosten des Landes und der Hochschulen für ihre
Verwaltung und Betreuung beteiligen, erhöht.

c) Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG)

Der Staatsgerichtshof hat mit Urteil vom 10. Mai 1999 festgestellt, dass es vor
Entscheidungen über den kommunalen Finanzausgleich eines verfahrensrecht -
lichen Schutzes der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie bedarf.

Nach § 34 FAG haben Land und Kommunen eine Gemeinsame Finanzkommis -
sion eingerichtet. Sie dient der Gewährleistung des prozeduralen Schutzes der
kommunalen Selbstverwaltung vor Entscheidungen über den kommunalen Finanz -
ausgleich. Nach § 34 Absatz 1 FAG setzt sich die Kommission aus je drei stimm-
berechtigten kommunalen und staatlichen Vertreterinnen und Vertretern zusam-
men.

Mit der Änderung des FAG wird die von der Gemeinsamen Finanzkommission
am 4. November 2016 einstimmig beschlossene Empfehlung zu den Finanzbe -
ziehungen zwischen Land und Kommunen für den Zeitraum 1. Januar 2017 bis
31. Dezember 2021 umgesetzt. 

II. Stellungnahmen

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich folgende Verbände, Gewerk-
schaften und Einrichtungen zu dem Gesetzentwurf geäußert:

–  Gemeindetag Baden-Württemberg

–  Städtetag Baden-Württemberg

–  Landkreistag Baden-Württemberg

–  Deutscher Gewerkschaftsbund

–  Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart

–  Karlsruher Institut für Technologie (KIT)

–  Landesrektorenkonferenz der Universitäten (LRK)

–  Deutscher Hochschulverband (DHV) und 

–  Centrum für Hochschulentwicklung (CHE)

–  Berufsverband für Studien- und Laufbahnberatung, Orientierung und Informa-
tion an Hochschulen in Baden-Württemberg e. V. (BS)
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Die Stellungnahmen werden im Folgenden zusammengefasst dargestellt:

Zu Artikel 1 – Änderung des KIT-Gesetzes 

Das KIT, die LRK, der DHV und das CHE begrüßen die Übernahme der mit dem
3. Hochschulrechtsänderungsgesetz (HRÄG) eingeführten Möglichkeit eines ech-
ten Tenure Tracks ohne Stellenvorbehalt auch für das KIT. 

Das KIT und die LRK bitten, aus Gründen der Klarstellung in Nummer 1 nach 
§ 48 Absatz 1 Satz 4 Landeshochschulgesetz (LHG) die Wörter „in der Fassung
nach Inkrafttreten des 3. HRÄG“ zu ergänzen. 

Dem Vorschlag wird entsprochen. 

Der CHE äußert sich darüber hinaus zu § 51 LHG in der Fassung nach Inkrafttre-
ten des 3. HRÄG. Außerdem hält der CHE es für ratsam, die Voraussetzungen
des § 5 der Bund-Länder-Vereinbarung über ein Programm zur Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses gesetzlich zu berücksichtigen.

Hierzu wird bemerkt: 

§ 51 LHG in der Fassung des 3. HRÄG, der nicht das Tenure Track-Verfahren am
KIT, sondern die Juniorprofessur regelt, ist nicht Gegenstand dieses Gesetzge-
bungsverfahrens. Soweit gesetzliche Änderungen aufgrund der Bund-Länder-
Vereinbarung erforderlich sind, erfolgen diese in einem gesonderten Gesetzge-
bungsverfahren. 

Zu Artikel 2 – Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes

Die LRK bedauert die Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrages; diese stelle ins-
besondere angesichts der hohen Mietkosten für studentischen Wohnraum eine
weitere Belastung der Studierenden und ihrer Eltern dar. Gleichzeitig zeigen die
Landesuniversitäten Verständnis für die Absicht der Landesregierung, den Haus-
halt zu konsolidieren, weisen aber darauf hin, dass sie die Mehreinnahmen drin-
gend zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.

Der DHV vermisst eine detaillierte Darlegung der Kostensteigerung. Er sieht die
Anpassung jedoch als unproblematisch an, wenn die Kostensteigerung nachvoll-
ziehbar ist.

Das CHE hält den Verwaltungskostenbeitrag auch in seiner neuen Höhe für zu-
mutbar und tragbar. Es plädiert jedoch dafür, mittelfristig wieder Modelle allge-
meiner Studienbeiträge in Erwägung zu ziehen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund lehnt die Erhöhung des Verwaltungskostenbei-
trages ab. Die Erhebung der vergleichsweise geringen Einnahmen würde die so-
ziale Selektion der Studierenden weiter verstärken.

Der BS stimmt der vorgesehenen Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrags unter
dem Vorbehalt einer tatsächlichen finanziellen Notwendigkeit und einer adäqua-
ten Verteilung der Mittel gemäß den in § 12 Landeshochschulgebührengesetz auf-
geführten Leistungen, insbesondere die der Studienberatung, zu.

Hierzu wird bemerkt:

Die Erhöhung des Verwaltungskostenbeitrags berücksichtigt anteilig die Steige-
rung der Infrastrukturkosten seit der letzten Erhöhung. Die Verwaltungsleistun-
gen sind klar benannt. Der Verwaltungskostenbeitrag stellt mit einem monat -
lichen Anteil von unter zwölf Euro keine Zugangshürde dar. Der Einzug durch die
Hochschulen für das Land bleibt unverändert; die Ausstattung der Verwaltung
wurde beim Abschluss des Hochschulfinanzierungsvertrages berücksichtigt.
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Die Landesregierung hat im Koalitionsvertrag die Einführung allgemeiner Stu -
diengebühren ausgeschlossen. Diese sind nicht Gegenstand dieses Gesetzge-
bungsverfahrens.

Zu Artikel 3 – Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

Folgende wesentlichen Positionen und Anliegen wurden vorgetragen:

1. Die kommunalen Landesverbände – Gemeindetag Baden-Württemberg, Städte-
tag Baden-Württemberg, Landkreistag Baden-Württemberg – anerkennen in
ihren Stellungnahmen, dass mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2017 die einver-
nehmliche Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission vom 4. Novem-
ber 2016 zu den Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen umgesetzt
wird.

    a) Der Gemeinde- und der Städtetag sprechen sich bezüglich des Integrations-
lastenausgleichs gegen eine Verteilung der Mittel nach § 29 d Absatz 1 FAG
im Verhältnis der Einwohnerzahlen sowie der Gemeindetag für eine Ände-
rung des umfassten Personenkreises aus. 

        Die Verteilung war nicht Gegenstand der Verständigung. Die Landesregie-
rung greift die Anliegen insoweit auf, als die Verteilung nicht im Verhältnis
der Einwohnerzahlen, sondern im Verhältnis der aus den Flüchtlingszugän-
gen des Landes im Jahr 2015 in der jeweiligen Gemeinde in der Anschluss -
unterbringung befindlichen Personen zuzüglich der Personen, die infolge
des Familiennachzugs gefolgt sind, erfolgt. Die Beschränkung auf die
Flüchtlingszugänge des Landes im Jahr 2015 entspricht der Empfehlung der
Gemeinsamen Finanzkommission. Die Änderung der Verteilung hat keine
finanziellen Auswirkungen für das Land. 

    b) Der Städtetag hält die Verteilung der zusätzlichen Mittel für die kommuna-
len Gesundheitskonferenzen nicht für sachgerecht. 

        Die Landesregierung greift die Stellungnahme nicht auf. Die vom Städtetag
geforderten Änderungen würden gegenüber der Empfehlung der Gemeinsa-
men Finanzkommission mit Nachteilen für einzelne Destinatäre einherge-
hen und wären von der Verständigung nicht gedeckt. 

    c) Der Gemeindetag 

        aa) sieht infolge der voraussichtlichen Entwicklung der Steuereinnahmen
des Landes keine sachliche Rechtfertigung für die erhöhte Kürzung der
Finanzausgleichmasse zur Schließung eines Haushaltsdefizits.

        Die Landesregierung weist darauf hin, dass ein wesentlicher Anteil an den
für die Haushaltsjahre 2017 bis 2019 erwarteten Steuermehreinnahmen
das bestehende Haushaltsdefizit nicht senkt, sondern nach § 18 Landes-
haushaltsordnung in Verbindung mit der Verordnung zu § 18 Landeshaus-
haltsordnung für den Abbau von Schulden vorgesehen ist. Die erhöhte
Kürzung der Finanzausgleichmasse ist daher zur Schließung des Haus-
haltsdefizits erforderlich. 

        bb) ist mit der Änderung des § 19 Absatz 1 FAG einverstanden, mit der
Neuregelung soll die verbindliche Grundschulbezirksregelung im
Schul gesetz jedoch nicht in Frage gestellt werden und der Schullasten-
ausgleich für Grundschüler soll weiterhin nur in Ausnahmefällen zum
Tragen kommen.

        Das Schulgesetz gibt in § 76 Absatz 2 auch zukünftig vor, dass der
Schulpflichtige regelmäßig die Grundschule zu besuchen hat, in deren
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Schulbezirk er wohnt. Ausnahmen sind nur in den Fällen möglich, die
das Gesetz ausdrücklich nennt. Eine Änderung dieser Rechtslage oder
der Verwaltungspraxis ist nicht beabsichtigt.

        cc) spricht weitere Regelungen im FAG aus den Bereichen Massenvertei-
lung, Zuweisungen an die Stadt und Landkreise, Großen Kreisstädte
und Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des Landesverwaltungsge-
setzes, des Verkehrslastenausgleichs und der Kindergartenförderung an,
die aus seiner Sicht eine Anpassung erfahren sollten.

        Diese Punkte waren nicht Gegenstand der Beratungen der Gemeinsa-
men Finanzkommission im Jahr 2016 und sind daher auch nicht Gegen-
stand des Haushaltsbegleitgesetzes 2017. Sie bedürfen zunächst der Be-
ratung in der Gemeinsamen Finanzkommission und sind auch aus Sicht
des Gemeindetags perspektivisch anzugehen.

2. Der Deutsche Gewerkschaftsbund spricht sich auf Basis des Gesetzentwurfs
vor Verständigung zwischen Land und kommunalen Landesverbänden in der
Gemeinsamen Finanzkommission vom 4. November 2016 gegen die vorge -
sehene Kürzung der Finanzausgleichmasse und für eine Verstetigung aller För-
dermaßnahmen nach § 29 d FAG aus. Die Industrie- und Handelskammer Re -
gion Stuttgart steht der Reduzierung der Zuweisungen im kommunalen Finanz-
ausgleich kritisch gegenüber und verweist auf die konjunkturelle Lage, die eine
Konsolidierung ohne Reduzierung zulassen.

    Die Landesregierung greift die Vorschläge nicht auf. Eine Konsolidierung des
Landeshaushalts ist wie vorstehend ausgeführt nicht losgelöst von den umfang-
reichen Finanzzuweisungen an die Kommunen möglich. Mit dem modifizierten
Haushaltsbegleitgesetz 2017 wird die einvernehmliche Empfehlung der Ge-
meinsamen Finanzkommission zwischen Land und kommunalen Landesver-
bänden umgesetzt. 

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des KIT-Gesetzes)

Durch die Änderungen in § 14 und § 20 wird dem KIT ermöglicht, eine Juniorpro-
fessur oder -dozentur mit einem verlässlichen Tenure Track ohne Stellenvorbehalt
als Tenure-Track-Professur auszuschreiben und zu vergeben. Der neue § 20 Ab-
satz 1 Satz 4 stellt klar, dass § 48 Absatz 2 Satz 4 LHG in der Fassung bis zum In-
krafttreten des 3. HRÄG nicht mehr anzuwenden ist.

Zu Artikel 2 (Änderung des Landeshochschulgebührengesetzes)

Seit der Anpassung des Verwaltungskostenbeitrages durch das Haushaltsbegleit-
gesetz 2013/14 sind die Verwaltungsinfrastrukturkosten erheblich gestiegen. Dies
ergibt sich aus einem Vergleich der Pauschalsätze der Kosten einer Arbeitsstunde,
die vom Finanzministerium in der „Verwaltungsvorschrift über die Berücksichti-
gung der Verwaltungskosten insbesondere bei der Festsetzung von Gebühren und
sonstigen Entgelten für die Inanspruchnahme der Landesverwaltung“ (VwV-Kos -
tenfestlegung) festgelegt werden. Die Pauschalsätze sind von 2012 (Zeitpunkt der
der letzten Anpassung zugrunde liegenden Erhebung) bis 2016 in allen Laufbahn-
gruppen um mehr als 18 Prozent gestiegen. 

Die Studierenden sind mit Blick auf das Neuverschuldungsverbot an den gestie-
genen Verwaltungsinfrastrukturkosten zu beteiligen. Der Verwaltungskostenbei-
trag wird daher zumindest teilweise an diese Kostensteigerung angepasst.
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Auch der nun gegenüber der vorherigen Regelung erhöhte Beitrag deckt nur einen
Teil der dem Land entstehenden Bearbeitungs- und Vorhaltekosten ab, da bereits
der Betrag von 60 Euro deutlich unter dem damals an Modellhochschulen ermit-
telten Betrag lag. Nutzen und Wert der (Verwaltungs-)Angebote des Landes und
seiner Hochschulen für die Studierenden übersteigen deutlich den Betrag von 
70 Euro. Dieser ist auch in seiner neuen Höhe zumutbar und tragbar und liegt
nach wie vor unter dem in Niedersachsen bereits seit 2005 zu zahlenden Betrag
von 75 Euro.

Da von der Möglichkeit, auch Trimester einzuführen, in der Vergangenheit kein
Gebrauch gemacht wurde, wurde diese Möglichkeit mit dem dritten Hochschul-
rechtsänderungsgesetz aufgegeben (Drucksache 15/4684, S. 202). Eine Regelung
zur Beitragshöhe im Falle einer Trimestereinteilung ist daher nicht mehr nötig.

Zu Artikel 3 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

Zu Nummer 1:

Mit der Regelung in Buchstabe a) wird die Empfehlung der staatlichen Vertrete-
rinnen und Vertreter aus der Gemeinsamen Finanzkommission umgesetzt.

Der Kürzungsbetrag bemisst sich wie folgt:

Maßnahme 2017 2018 2019 ff. 

 in Millionen Euro 

Kürzung der Finanzausgleichmasse nach gelten-

dem Recht  

240 240 240 

Änderung der Finanzverteilung zugunsten des 

Landes ab dem Jahr 2017  

550 550 550 

Umschichtung zugunsten von Zuweisungen für  

die Integration im Rahmen eines Sonderlastenaus-

gleichs entsprechend der Aufgabenwahrnehmung 

60 60  

Umschichtung zugunsten von Zuweisungen für die 

Betreuung unbegleiteter minderjähriger Auslände-

rinnen und Ausländer im Rahmen eines Sonderlas-

tenausgleichs entsprechend der Aufgabenwahrneh-

mung 

11 11 11 

Weiterleitung der Mittel (netto) des Bundes  zur 

Entlastung der Kommunen ab dem Jahr 2018, die 

aufgrund des Transferweges über den Länderanteil 

an der Umsatzsteuer auf das Land entfallen (siehe 

Entwurf des Gesetzes zur Beteiligung des Bundes 

an den Kosten der Integration und zur weiteren 

Entlastung von Ländern und Kommunen) 

 –90 –90 

Summe: 861 771 711 
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Die Regelung in Buchstabe b) ist Teil der Neugestaltung des finanziellen Aus-
gleichs für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz übertragenen Auf-
gaben. Dabei werden die pauschalen Zuweisungen nach § 11 Absatz 4 FAG ent-
sprechend der Personalkostenentwicklung dynamisiert. Der Ausgleich wird hier-
für künftig außerhalb der Finanzausgleichsmasse vorgenommen. Mit Buchstabe b)
wird der kommunale Anteil an der Finanzausgleichsumlage entsprechend der ge-
ringeren Vorwegentnahme reduziert (vgl. Berechnung in Anlage 1). 

Zu Nummer 2:

Die pauschalen Zuweisungen für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungs -
gesetz übertragenen Aufgaben werden künftig nicht mehr der Finanzausgleichs-
masse A vorweg entnommen. Der kommunale Anteil an der Finanzausgleichsum-
lage und die Finanzausgleichsmasse insgesamt werden infolgedessen reduziert.
Dadurch wird eine Neuverteilung der Finanzausgleichsmassen A und B erforder-
lich (vgl. Berechnung in Anlage 1). 

Zu Nummer 3: 

Die Regelung in Buchstabe a) ist Teil der Neugestaltung des finanziellen Aus-
gleichs für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz übertragenen Auf-
gaben. Mit Buchstabe a) wird geregelt, dass der Ausgleichsbetrag aufgrund des
reduzierten kommunalen Anteils an der Finanzausgleichsumlage nicht mehr der
Finanzausausgleichsmasse A vorweg entnommen wird. 

Mit der angefügten Nummer 13 (Buchstabe b) und Buchstabe c)) wird die Vo -
raussetzung dafür geschaffen, dass sich die kommunale Familie hälftig an den
Hilfen des Landes nach schweren Naturereignissen und Unglücksfällen beteiligt.
Diese Beteiligung wird der Finanzausgleichsmasse A vorweg entnommen.

Zu Nummer 4: 

Mit der Änderung wird der Kommunale Investitionsfonds (KIF) zulasten der
Kommunalen Investitionspauschale um 35 Millionen Euro auf 865 Millionen Eu-
ro erhöht. Die Finanzausgleichsmasse B ist im Zeitraum 2012 bis 2016 um 
22 Prozent beziehungsweise rund 320 Millionen Euro angewachsen. Mit der Auf-
stockung wird der seit 2012 unveränderte KIF am Aufwachsen der Finanzaus-
gleichsmasse B beteiligt, die Investitionsförderung innerhalb der Finanzaus-
gleichsmasse B strukturell verbessert und die gezielte Investitionsförderung über
den KIF gestärkt. 

Zu Nummer 5: 

Die Bestimmung ist Folge der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministe-
rien.

Zu Nummer 6: 

Mit Buchstabe a) wird die Dynamisierung des Ausgleichsbetrags zugunsten der
Stadt- und Landkreise für die mit dem Sonderbehörden-Eingliederungsgesetz
übertragenen Aufgaben an die aktuellen Entwicklungen angepasst und für die
Folgejahre entsprechend der Personalkostenentwicklung dynamisiert. Hierbei
fließen sowohl die Besoldungsentwicklung wie die Tarifentwicklung ein. 

Mit der Neuregelung wird außerdem bereinigt, dass die Gesundheitsuntersuchun-
gen von Flüchtlingen, Asylbewerberinnen und Asylbewerbern nach § 62 Asylge-
setz infolge der stark schwankenden Flüchtlingszuströme außerhalb der pauscha-
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len Zuweisungen nach dem FAG vergütet werden. Zur Vermeidung von Doppel-
zahlungen wird der Ausgleichsbetrag von 133,1 Millionen Euro um 570 Tausend
Euro reduziert.

Gleichzeitig wird der Verteilungsschlüssel für die Finanzmittel an die Stadt- und
Landkreise entsprechend der Aufgabenwahrnehmung angepasst. Diese Anpas-
sung erfolgt wegen der Zuweisungserhöhung zur Verbesserung der Personalaus-
stattung mit dem Gesetz zum Ausgleich kommunaler Aufwendungen für die
schulische Inklusion, zur Änderung des Gesetzes über den kommunalen Finanz-
ausgleich und über die Förderung von Investitionen im Bereich der Kindertages-
betreuung von 21. Juli 2015 und wegen der Zuweisungsverringerung wegen der
Abgeltung der Gesundheitsuntersuchungen von Flüchtlingen, Asylbewerberinnen
und Asylbewerbern nach § 62 Asylgesetz außerhalb des FAG.

Zur Ermittlung eines möglichen Anpassungsbedarfs der Ausgleichsbeträge nach 
§ 11 Absätze 4 und 5 FAG für die durch das Sonderbehörden-Eingliederungsge-
setz und das Verwaltungsstruktur-Reformgesetz an die unteren Verwaltungs-
behörden übertragenen Aufgaben wurden im Jahr 2016 die Aufwandsveränderun-
gen untersucht. Mit dem Buchstaben b) werden die Ergebnisse umgesetzt und der
in § 11 Absatz 5 Satz 5 festgelegte Betrag um 22 Millionen Euro auf 37,37 Millio-
nen Euro erhöht sowie der Erhöhungsbetrag für die Zukunft dynamisiert. 

Mit der Erhöhung sind auch entstehende Mehrbedarfe aus der Ausgleichspflicht
des Landes für die kommunalen Gesundheitskonferenzen nach dem Landesge-
sundheitsgesetz abgegolten. Durch die Erhöhung wird nicht ausgeschlossen, dass
der Betrag wegen Veränderungen bei der Refinanzierung der bestehenden Aufga-
ben angepasst wird.

Zu Nummern 7 bis 9: 

Die Bestimmungen sind Folge der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche der Mi-
nisterien.

Zu Nummer 10: 

Mit der Änderung in Buchstabe a) ist umfassend geregelt, dass, wenn eine Schü-
lerin oder ein Schüler eine Grundschule eines anderen Trägers besucht als des -
jenigen, in dessen Bezirk er wohnt, die Wohnortgemeinde einen Beitrag zu den
laufenden Schulkosten des Trägers der besuchten Grundschule zu leisten hat. Die
Neuregelung führt lediglich zu einem interkommunalen Ausgleich von allgemei-
nen, nicht inklusionsbedingten Kosten. Für etwaige inklusionsbedingte laufende
Schulkosten wird der pauschale Kopfbetrag zusätzlich gewährt. 

Buchstabe b) ist Folge der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien.

Zu Nummer 11: 

Mit der Änderung werden die Bemessungsgrundlagen für die Zuweisungen im
Fremdenverkehrslastenausgleich den Prädikatisierungen nach dem Gesetz über
die Anerkennung von Kurorten und Erholungsorten angeglichen.

Zu Nummern 12 bis 14: 

Die Bestimmungen sind Folge der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche der Mi-
nisterien.
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Zu Nummern 15 und 16: 

Die zu streichenden Bestimmungen sind für die Leistungen ab dem Jahr 2017
nicht mehr relevant.

Zu Nummer 17: 

Mit dem Integrationslastenausgleich wird der Herausforderung der Gemeinden
bei der Integration aus der Sondersituation der Flüchtlingszugänge im Jahr 2015
und dem damit zusammenhängenden Familiennachzug Rechnung getragen.

Mit dem Integrationslastenausgleich beteiligt sich das Land auf freiwilliger Basis
mit pauschalen Zuweisungen an den Kosten der Gemeinden bei der Integration
und der Stadt- und Landkreise bei der Betreuung unbegleiteter minderjähriger
Ausländerinnen und Ausländer. Mit der Regelung sind aus Landessicht sämtliche
Forderungen der kommunalen Landesverbände nach weiterer landesseitiger fi-
nanzieller Unterstützung für die Verwaltungskosten bei unbegleiteten minder-
jährigen Ausländerinnen und Ausländern abgegolten. 

Das Land erwartet, dass die Gemeinden die Mittel vollständig für Kosten im Zu-
sammenhang mit der Integration einsetzen. Sie dienen nicht in erster Linie der
Unterbringung der aufzunehmenden Personen. 

Die Mittel für die Integration nach Absatz 1 werden entsprechend der Zahl der
Personen auf die Gemeinden verteilt, die sich aufgrund der Flüchtlingszugänge
des Landes im Jahr 2015, zuzüglich der Personen, die infolge des Familiennach-
zugs gefolgt sind, in der jeweiligen Gemeinde in der Anschlussunterbringung be-
finden. 

Die Mittel für die unbegleiteten minderjährigen Ausländerinnen und Ausländer
fließen den Stadt- und Landkreisen als örtlichen Trägern der öffentlichen Jugend-
hilfe nach § 1 Absatz 1 Kinder- und Jugendhilfegesetz Baden-Württemberg zu.
Soweit nach § 5 Kinder- und Jugendhilfegesetz Baden-Württemberg kreisan-
gehörige Gemeinden zu örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe bestimmt
sind (derzeit Villingen-Schwenningen und Konstanz), werden diese Gemeinden
entsprechend der Aufgabenwahrnehmung durch den Landkreis, in dessen Kreis
sich die Gemeinde befindet, an den Zuweisungen beteiligt. In Anlehnung an § 19
Absatz 3 Kinder- und Jugendhilfegesetz Baden-Württemberg errechnet sich der
Verteilungsschlüssel für die Mittel für die unbegleiteten minderjährigen Auslän-
derinnen und Ausländer aus dem Bevölkerungsanteil des Stadt-/Landkreises.

Die Leistungen wegen der Betreuung von unbegleiteten minderjährigen Auslän-
derinnen und Ausländern werden überprüft, wenn der Bund wegen einer deutlich
veränderten Zahl an unbegleiteten minderjährigen Ausländerinnen und Auslän-
dern eine Änderung seiner Beiträge zur Finanzierung der entsprechenden Kosten
vornimmt.

Absatz 3 stellt neben der Regelung der Verteilung klar, dass nachträgliche Ände-
rungen der Bevölkerungsfortschreibung keine Berücksichtigung finden.

Zu Nummer 18: 

Die früheren Bezirksstellen für Asyl sind aufgelöst. Die Bestimmung wird ge -
strichen, da diese keine Wirkung mehr entfaltet.

Zu Nummer 19: 

Die Änderung ist Folge der Einfügung von § 29 d FAG.
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Zu Nummer 20: 

Mit der Änderung wird die Fälligkeit der Zuweisungen nach § 29 d FAG festge-
legt.

Zu Nummer 21: 

Die Bestimmung ist Folge der Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministe-
rien.

Zu Nummer 22: 

Die Bestimmung ist Folge der Einführung des Integrationslastenausgleichs.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
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Anlage

Auswirkungen der Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes

I. Veränderungen bei der Verteilung der Finanzausgleichsumlage

            Finanzausgleichsumlage

insgesamt      Landesanteil kommunaler Anteil

Mio. EUR in v. H. Mio. EUR in v. H. Mio. EUR in v. H.

1. Geltendes Recht mit 3.937,0 452,4 11,49% 3.484,6 88,51%

2. Neugestaltung des finanziellen Ausgleichs

für die mit dem SoBEG übertragenen 

Aufgaben 133,1 -133,1

3. Verteilung der Finanzausgleichsumlage

Stand Gesetzentwurf 3.937,0 585,5 14,87% 3.351,5 85,13%

II.  Veränderungen bei der Verteilung der Finanzausgleichsmassen A und B

  Finanzausgleichs-    FAG-Masse A    FAG-Masse B

  masse insgesamt

Mio. EUR Mio. EUR in v. H. Mio. EUR in v. H.

1. Geltendes Recht 10.181,7 8.267,5 81,20% 1.914,2 18,80%

2. Reduzierung um die Zuweisungen 

nach § 11 Absatz 4 FAG -133,1 -133,1 0,0

3. Verteilung der Finanzausgleichsmasse A und B

Stand Gesetzentwurf 10.048,6 8.134,4 80,95% 1.914,2 19,05%



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

20



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

21



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

22



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

23



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

24



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

25



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

26



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

27



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

28



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

29



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

30



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

31



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

32



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

33



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

34



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

35



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

36



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

37



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

38



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

39



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

40



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

41



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

42



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

43



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

44



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

45



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 1118

46



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


